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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat ohne 
mündliche Verhandlung durch die Richter Fuchs, Henkel, 
Dr. Lang, Gärtner und Dr„ Jähnke

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Zweibrücken vom 1. Februar 1978 
aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die außergerichtlichen Kosten der Revi­
sion, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die in Ungarn geborene, seit 1951 in Israel lebende 
Klägerin geriet während des 2. Weltkrieges als Jüdin in 
die Verfolgung. Mit Schreiben vom 30. Oktober 1957, das 
am 4. November 1957 einging, übersandten ihre damaligen 
Bevollmächtigten der Entschädigungsbehörde das von der 
Klägerin Unterzeichnete Antragsformular, den Ergänzungs­
bogen C, mehrere ihr Verfolgungsschicksal schildernde 
eidesstattliche Versicherungen und andere Unterlagen. In 
dem Schreiben heißt es:

“Anliegend übersenden wir den Entschädigungs­
antrag der obigen Antragstellerin, welche 
Schaden an Freiheit für die Zeit ab April 1944 
bis Jan. 1945 geltend macht. Unsere Vollmacht 
befindet sich auf Seite 4 des Antrages.“
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In dem Antragsformular sind vier Ansprüche, auch der 
wegen Schadens an Körper oder Gesundheit, als angemel­
det kenntlich gemacht. In dem Ergänzungsbogen C ist 
unter VII “Bemerkungen" eingesetzt:

“Ich hoffe vom Roten Kreuz alle meine Angaben 
bestaetigt zu erhalten. Ich bin durch die 
durchgemachte Verfolgung ein schwerkranker 
Mensch geworden, besonders meine Nerven sind 
dadurch ganz kaputt und bis heute leide ich 
schwer darunter.”

Erst im Oktober 1971 machte die Klägerin durch Vorlage 
ärztlicher Atteste weitere Angaben über die auf die Ver­
folgung zurückgeführten Beschwerden und Beeinträchtigungen.

Die Entschädigungsbehörde lehnte den Anspruch auf 
Entschädigung wegen Schadens an Körper oder Gesundheit 
ab, weil er nicht rechtzeitig substantiiert worden sei.
Die Klage auf Heilverfahren, KapitalentSchädigung, Rente 
und Zinsen blieb in beiden Tatsacheninstanzen ohne Er­
folg. Mit der Revision verfolgt die Klägerin den Anspruch 
weiter. Der Beklagte ist im Revisionsverfahren nicht 
vertreten.

Entscheidungsgründe

Das Berufungsgericht meint, der Gesundheitsschadens­
anspruch sei erloschen, weil die Klägerin ihn nicht bis 
zum 31» März 1967 gemäß §§ 190 a, 190 Nr. 1 - 4  BEG er­
läutert habe. Dazu habe ihre im Ergänzungsbogen C enthal­
tene Behauptung eines Gesundheitsschadens nicht ausge­
reicht. Sie lasse nicht erkennen, welche Beschwerden die
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Klägerin habe, wann sie erstmals aufgetreten seien, wie 
sie sich entwickelt und auf ihre Erwerbsfähigkeit aus­
gewirkt hätten und noch auswirkten. Zur Substantiierung 
hätte sie die Symptome angeben müssen, die sie bei der 
Arbeit behinderten. Das Entschädigungsbegehren scheitere 
auf jeden Fall aber daran, daß die Klägerin zum Gesund­
heitsschaden, also zum Auftreten, zur Entwicklung und Be­
handlung der Verfolgungsleiden, bis zum 31* März 1967 
keine Beweismittel angegeben habe.

Dagegen wendet sich die Revision mit Recht.

Die befristete, durch Ausschluß mit dem Anspruch 
bewehrte Begründungspflicht setzt nach § 190 a Abs. 1 
Satz 1 BEG voraus, daß der nach § 189 BEG wirksame An­
trag ohne Darlegung des den einzelnen Entschädigungsan­
spruch begründenden Sachverhalts gestellt worden ist 
(BGH RzW 1975, 276; 1978, 183; 1980, 101). Dies ist 
hier nicht der Fall. Die Klägerin hatte mit dem Antrags­
formular auch den Anspruch wegen Schadens an Körper oder 
Gesundheit angemeldet. Daß in dem Begleitschreiben 
ihrer damaligen Bevollmächtigten gesagt ist, sie mache 
"Schaden an Freiheit für die Zeit ab April 1944 bis 
Jan. 1945 geltend", besagt nicht, daß sie die anderen 
von ihr in dem Antragsformular als angemeldet gekenn­
zeichneten Anspruchsarten nicht geltend machen wolle. 
Gleichzeitig mit dem Entschädigungsantrag hat die Kläge­
rin den ihren GesundheitsSchadensanspruch begründenden 
Sachverhalt ausreichend (vgl. BGH RzW 1975» 168 Nr. 2; 
237; 1976, 152; 153; 1977, 73; 1978, 20; 1980, 30; 152) 
dargelegt. Sie hat angegeben, daß sie durch die - in den 
eidesstattlichen Versicherungen im einzelnen geschilderte
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Verfolgung einen schweren Nervenschaden erlitten habe 
und daran seitdem leide. Diese Angabe einer bestimmten, 
auf die Verfolgung zurückgeführten, nachhaltigen Gesund­
heit sschädigung reicht aus, den Anspruch zu begründen. 
Der Angabe bestimmter Symptome bedurfte es entgegen der 
Ansicht des Berufungsriehters ebensowenig wie der von 
Beweismitteln.

Da die für eine abschließende Entscheidung notwen­
digen tatsächlichen Feststellungen fehlen, muß das ange- 
fochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen werden.
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